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Kongresse & Tagungen

Nach der persönlichen Begrüßung der rd. 100 Teilnehmer durch 

die Co-Vorsitzenden der AGIS, RAin Dr. Anne Deike Riewe 

und RA Dr. Rainer Eckert, gab Michael McGrath, Kommissar 

für Demokratie, Justiz und Verbraucherschutz der Europäi-

schen Kommission, im Rahmen einer per Video übermittelten 

Willkommensadresse einen kurzen Überblick über Inhalt und 

Zielsetzung der aktuellen Verhandlungen über den Entwurf der 

EU-Richtlinie zur Harmonisierung der Insolvenzrechtsregime 

der EU-Mitgliedstaaten, gefolgt von Dr. Andreas Stein, dem 

Bereichsleiter Zivilgerichtsbarkeit des Generaldirektorats für 

Justiz und Verbraucherschutz der EU-Kommission, mit einem 

Bericht aus dem Maschinenraum der europäischen Harmoni-

sierungsbestrebungen im insolvenzrechtlichen Bereich. Stein 

blickte auf mittlerweile rd. zehn Jahre laufende Bemühungen der 

EU-Kommission zur Angleichung der europäischen Insolvenz-

rechtsregime zurück und machte mehr als einmal deutlich, wie 

wichtig eine voranschreitende Harmonisierung insbesondere 

auch der unterschiedlichen Insolvenzkulturen und rechtlichen 

Grundlagen auf dem Weg zur angestrebten europäischen Kapi-

talmarktunion sei. Die nun – nach vielen Jahren der Verhand-

lung – gefundene Lösung sei komplex, da die Kommission den 

Mitgliedstaaten trotz aller Wünsche nach Vereinheitlichung den-

noch die notwendige Flexibilität in vielen Richtlinienbereichen 

bieten wolle. Stein ging im Rahmen seiner Ausführungen zu den 

Regelungsvorschlägen für Insolvenzen von Kleinstunternehmen 

auch auf die vorgeschlagene neue Rechtsform »EU Inc.« ein.

An die Ausführungen Steins schloss sich eine erste Paneldis-

kussion an, die unter der Überschrift »To harmonize or not to har-

monize? That’s the question« den aktuellen Verhandlungsstand 

des Vorschlags der europäischen Richtlinie zur Harmonisierung 

der Insolvenzrechtsregime der Mitgliedstaaten beleuchtete. Mo-

deriert wurde die Diskussion von RA Daniel F. Fritz, dem Sprecher 

der Arbeitsgruppe Europa der AGIS. Weitere Diskussionsteilneh-

mer waren Prof. Dr. Reinhard Bork von der Universität Hamburg, 

der Wiener Transaktionsexperte Mag. Albert Hannak, Pal Lajos 

Sziranyi vom Generaldirektorat Justiz und Verbraucherschutz der 

EU-Kommission, MdEP Prof. Dr. René Repasi von der Erasmus-

Universität Rotterdam sowie der tschechische Rechtsanwalt 

Tomáš Richter. Das Eingangsstatement lieferte René Repasi mit 

seiner Sicht auf die letzten Verhandlungsrunden zum Richtlinien-

entwurf, an denen er teilgenommen habe. Repasi schilderte noch 

einmal die Herausforderungen, vor denen die EU-Kommis sion und 

die Mitgliedstaaten auf dem Weg zur voranschreitenden Harmoni-

sierung stünden. Der Berichterstatter des EU-Parlaments für die 

EU-Inc.-Verordnung erläuterte auch die Hintergründe für das Be-

dürfnis der neuen EU-Rechtsform »EU Inc.« als Rechtsform, die für 

potenzielle Investoren und Gründer auf den ersten Blick Vertrauen 

schaffe, ohne rechtsformabhängige Besonderheiten der einzelnen 

Mitgliedstaaten berücksichtigen zu müssen. Dies sei eine gute 

Grundlage, die Wettbewerbsfähigkeit der EU auf globaler Ebene zu 

stärken, auch wenn es vor diesem Hintergrund aus seiner Sicht 

seltsam anmute, dass die EU-Kommission mit »Inc.« ausgerechnet 

eine etablierte US-amerikanische Gesellschaftsbezeichnung ge-

wählt habe. Dies gab den weiteren Panelteilnehmern Gelegenheit, 

Ausführungen zu ihrer Sicht auf den Stand der Richtlinie, die neue 

Brüssel. Am 25./26.06.2026 fand – nach Pause in 2025 – zum 14. Mal der Europäische Insolvenz- und Restrukturierungs-

kongress (EIRC) in Brüssel statt. Die Veranstaltung wird jährlich von der Arge Insolvenzrecht und Sanierung im Deutschen 

Anwaltverein (AGIS) ausgerichtet und versteht sich als Forum des Austauschs zwischen Insolvenzrechtlern aller EU-Mit-

gliedstaaten untereinander und mit Vertretern der EU-Kommission. Sie stand erneut ganz im Zeichen der voranschreitenden 

Harmonisierung der unterschiedlichen Insolvenzrechtsregime der EU-Mitgliedstaaten. 

Text: Rechtsanwalt David Loszynski, Heuking

Harmonisieren oder 
nicht harmonisieren
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Rechtsform und die jeweils erwarteten Vor- und Nachteile zu ma-

chen. So wies Albert Hannak darauf hin, dass Start-ups üblicher-

weise nicht nur scheitern, sondern mehrfach wiedergeboren wür-

den, was auch im Rahmen von Restrukturierungsverfahren und 

neuen Rechtsformen berücksichtigt werden müsse. 

Reinhard Bork spekulierte im Rahmen der Diskussion über die 

Reichweite des in dem Richtlinienentwurf vorgesehenen Pre-pack-

Verfahrens darüber, ob dieses in Deutschland entweder im StaRUG-

Verfahren oder auch im Insolvenzverfahren implementiert werden 

könne und – ggf. anders als in anderen Jurisdiktionen – nicht 

zwingend ein weiteres alternatives Verfahren darstellen müsse. 

Tomáš Richter hinterfragte, warum die EU-Richtlinie im Rahmen 

des Pre-pack-Verfahrens so viel Gewicht auf die Funktionen des 

monitors lege und ob die Richtlinie insoweit tatsächlich in jedem 

Fall einen vollständigen Neustart eines insolventen Unterneh-

mens erfordere. Pal Lajos Sziranyi wies auf die schützenswerten 

Interessen der Gläubiger hin und demonstrierte noch einmal die 

unterschiedlichen Phasen des Pre-pack-Verfahrens. Reinhard Bork 

stellte als maßgeblicher Kopf hinter dem Teilbereich Insolvenzan-

fechtung der Harmonisierungsrichtlinie und Co-Urheber der ent-

sprechenden Modellregelung schließlich die diesbezüglichen 

 Harmonisierungsbestrebungen vor. Bork betonte, dass diese die 

Rechtssicherheit erhöhe, Transaktionskosten senke und grenz-

überschreitende Investitionen attraktiver mache. Weder von der 

EuInsVO – deren komplizierten und aus Borks Sicht aufzuhebenden 

Art.  16 er kritisierte – noch von der teils widersprüchlichen Recht-

sprechung des EuGH sei dabei Hilfe zu erwarten. Als Weg zur Har-

monisierung verwies Bork auf sein mit Michael Veder erarbeitetes 

Model Law (2022), das sich im Vorschlag der Europäischen Kom-

mission für eine Harmonisierungsrichtlinie widerspiegle und in 

den politischen Verhandlungen leicht angepasst worden sei. Den 

»Brüsseler Weg« kennzeichnete er durch zwei Beschränkungen, 

nämlich die Beschränkung auf ausgewählte Themen sowie eine 

bloße Mindestharmonisierung, die politisch mit fehlendem Kon-

sens über die Grundausrichtung des Insolvenzverfahrens gerecht-

fertigt werde. Kritisch merkte er an, dass Interdependenzen – etwa 

zwischen Anfechtung und Rangfolge der Forderungen – ignoriert, 

Schlüsselbegriffe wie »Insolvenz« nicht definiert und zu viele Aus-

nahmen und Optionen (30, davon 20 für Pre-packs) zugelassen 

würden. Positiv hob Bork an den Anfechtungsregeln die klare 

Struktur, die Behandlung der relevantesten Themen sowie die Klä-

rung zahlreicher Details, etwa der Kenntnisvermutung bei nahe-

stehenden Parteien, hervor. Negativ wertete er insbesondere das 

Fehlen einer Definition der »Zahlungsunfähigkeit«, zu der er auf 

seinen Definitionsvorschlag verwies und die divergierenden natio-

nalen Ansätze in Deutschland und Ungarn gegenüberstellte. Zu-

dem beanstandete er zu viele Optionen, zu zahlreiche Verweise auf 

nationales Recht sowie Inkonsistenzen im Verhältnis zu bestehen-

den Richtlinien. Schließlich benannte er mehrere offene – teils 

früher bereits beantwortete – Fragen, etwa ob »forbearance« eine 

Rechtshandlung darstellt, wie Kenntnis nachzuweisen ist und wie 

nahestehende Parteien allgemein zu definieren sind. Insgesamt 

fiel Borks Bilanz differenziert aus: Er begrüßte den Harmonisie-

rungsansatz im Grundsatz, mahnte jedoch angesichts der aufge-

zeigten Schwächen erheblichen Nachbesserungsbedarf an. Zum 

dritten Titel des Richtlinienentwurfs (asset tracing) waren sich die 

Panelisten einig, dass weiterreichende Informations- und Ermitt-

lungsmöglichkeiten im Interesse einer erfolgreichen Verfahrens-

abwicklung begrüßenswert seien. 

Am Nachmittag stellte zunächst MinRat Alexander Borne-

mann, Abteilungsleiter im Bundesministerium für Justiz und Ver-

braucherschutz, die Frage, ob nicht Koordination, Harmonisierung 

und Wettbewerb der verschiedenen europäischen Insolvenz-

rechtsregime ein »endloses geflochtenes Band« darstellten, ein 

rekursives Konzept, bei dem man bildlich nach dem Erklimmen ei-

ner Ebene wieder am Anfang ankomme. Bornemann nahm dabei 

bewusst die Position eines EU-Mitgliedstaats ein, das auf den 

Richtlinienentwurf schaue. Nach einem historischen Rückblick auf 

die bisherige Richtliniengeschichte verwies auch Bornemann auf 

(v. li.) Tomáš Richter, MdEP Prof. Dr. René Repasi, Pal Lajos Sziranyi, Mag. Albert Hannak, Prof. Dr. Reinhard Bork, Daniel F. Fritz

EU-Kommissar Michael McGrath
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die Idee der europäischen Kapitalmarktunion als Grundlage auch 

für alle Harmonisierungsbestrebungen im insolvenzrechtlichen 

Bereich. Er ließ keinen Zweifel daran, dass insbesondere die 

deutsche Rechtsordnung ohne die Initiativen und Richtlinien auf 

europäischer Ebene bis heute wohl kein vorinsolvenzliches Sanie-

rungsverfahren hätte. Die voranschreitende Harmonisierung führe 

aus seiner Sicht weiter zu einer Reduktion von Transaktionskosten. 

Dies sei ein Ziel der Richtlinie und im Sinne verlässlicher Grundlagen 

für Investitionsentscheidungen und zur Kapitalbeschaffung. Aus 

Bornemanns Sicht greife der Richtlinienentwurf die rechtlichen 

Grundprinzipien der Mitgliedstaaten nicht an, was vorteilhaft sei. 

Bornemann stellte aber die Frage in den Raum, ob vor diesem Hin-

tergrund eine Harmonisierung der unterschiedlichen Insolvenz-

rechtsregime überhaupt möglich sei. Bornemann sah aus deutscher 

Sicht noch Anpassungsbedarf: Schärfung der Vorbereitungsphase 

beim Pre-pack, Beseitigung von Inkonsistenzen und eine Beseiti-

gung einer bestehenden Dissonanz zwischen Art.  6 und Art.  7 des 

Richtlinienentwurfs. Am Ende schlug Bornemann den Bogen zu dem 

von ihm gewählten Titel seiner Ausführungen, indem er das von Hof-

stadter in seinem Buch »An Eternal Golden Braid« entwickelte Kon-

zept mit dem Versuch der Harmonisierung auf EU-Ebene verglich.

Es folgte ein Workshop zum Thema Cross-Border Restructuring. 

Panelteilnehmer waren RA Georg Abegg, Madrid, Professor Alberto 

Dello Strologo von der Università degli Studi Roma Tre, der irische 

Rechtsanwalt Greg Cooney und RA/WP Andreas Ziegenhagen aus 

Frankfurt am Main. Unter der Leitung von RA Patrick Ehret, 

Achern/Strasbourg, und RAin Dr. Katrin Stohrer, Frankfurt am 

Main, diskutierten diese über die Möglichkeiten, die die voran-

schreitende Harmonisierung der Insolvenzrechtsregime und ins-

besondere die vorinsolvenzlichen Restrukturierungsverfahren 

für grenzüberschreitende Fälle bereithalten. Nach einer einfüh-

renden Fallstudie von Georg Abegg zu einer internationalen 

 Sanierung über einen Restrukturierungsplan schilderte Greg 

 Cooney – ebenfalls im Rahmen einer Fallstudie – die Grundlagen 

und Wirkungsweisen der irischen examinership als Rettungstool. 

Alberto Dello Strologo übernahm die Vorstellung des italienischen 

Werkzeugkastens für grenzüberschreitende Restrukturierungen. 

Ausgangspunkt für Dello Strologo war der Fall eines italienischen 

Bausanierungskonzerns mit COMI in Italien, dessen kurz vor der 

gerichtlichen Planbestätigung stehendes Verfahren durch den In-

solvenzantrag eines Gläubigers aus einem Nicht-EU-Staat gefähr-

det wurde, weil dessen Heimatrechtsordnung das italienische 

Verfahren nicht anerkannte. Dello Strologo betonte, das eigent-

liche Problem sei nicht ein Mangel an Instrumenten, sondern die 

Wahl des richtigen Werkzeugs in der richtigen Reihenfolge und 

dessen sachgerechte Anwendung. Er hob hervor, dass der durch 

die Umsetzung der EU-Richtlinie 2019/1023 erheblich moderni-

sierte italienische Rechtsrahmen den Übergang von einem insol-

venzzentrierten zu einem präventiven, sanierungsorientierten 

System vollzogen habe. Die Wahl des Instruments richte sich 

nach drei Faktoren: der Schwere der Krise, den verfolgten Zielen 

(Fortführung oder Liquidation) sowie dem Gläubigerprofil. Dello 

Strologo systematisierte den Werkzeugkasten in drei Stufen zu-

nehmender Intensität, von außergerichtlich verhandelten Ins-

trumenten wie der composizione negoziata über gerichtlich bin-

dende Verfahren wie den PRO und den concordato preventivo bis 

hin zur gerichtlichen Liquidation als Vergleichsmaßstab (best 

 interest test). Für die grenzüberschreitende Absicherung stellte er 

Kongresse & Tagungen
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zwei Strategien vor: die Verteidigung innerhalb des Plans, etwa 

durch einen dedizierten Fonds zur vollständigen Befriedigung der 

Auslandsgläubiger oder durch Herausnahme der Auslandsaktiva 

aus dem Restrukturierungsperimeter. Alternativ könnten lokale 

Restrukturierungsinstrumente reaktiv oder proaktiv parallel zum 

italienischen Verfahren eingesetzt werden, um ausländische Gläu-

biger nach dem jeweiligen lokalen Recht zu binden. Als erste stra-

tegische Entscheidung bezeichnete Dello Strologo das  Timing, da 

vor der Wahl des Einstiegsinstruments COMI, Niederlassungen, 

tatsächlich pfändbare Vermögenswerte und die Anerkennungs-

frage zu klären seien. Sein Fazit: Innerhalb der EU schaffe die An-

erkennung die rechtliche Brücke, während außerhalb der EU das 

Ergebnis von lokalem Recht, Timing und professioneller Koordi-

nation abhänge, weshalb die eigentliche Lösung nicht in weiteren 

nationalen Instrumenten, sondern in stärkeren internationalen 

Anerkennungsregeln liege.

Verfassungsbeschwerden in zwei 
StaRUG-Verfahren anhängig

Andreas Ziegenhagen berichtete über die ersten Erfahrungen 

mit dem deutschen StaRUG in den vergangenen Jahren. Er hob her-

vor, dass die Zahl der StaRUG-Verfahren kontinuierlich gestiegen 

sei (von 22 im Jahr 2021 auf 87 im Jahr 2025) und das StaRUG sich 

damit als gerichtlich begleitete Restrukturierungsoption zuneh-

mend etabliert habe – illustriert durch Flaggschiff-Fälle wie Leo-

ni  AG, Branicks Group AG, Varta AG und BayWa AG. Ziegenhagen 

betonte, dass bereits die bloße Verfügbarkeit dieses Instruments 

erheblichen Einigungsdruck auf die Beteiligten zur konsensualen 

Sanierung erzeuge. Zur Anerkennung führte er aus, dass das öf-

fentliche StaRUG seit dem 09.01.2022 in Anhang A der EuInsVO 

gelistet sei und damit unionsweit automatisch anerkannt werde, 

während die grenzüberschreitende Anerkennung nicht öffentlicher 

Verfahren von den autonomen Regeln des jeweiligen Staates 

abhänge. Praktisch bedeutsam sei die einmalige und unwiderrufli-

che Wahl zwischen öffentlichem und nicht öffentlichem Verfahren, 

die zu Verfahrensbeginn getroffen werden müsse. Als anschauliches 

Beispiel der US-Anerkennung nannte er die Einordnung des Spark-

Networks-SE-Verfahrens als »foreign main proceeding« durch den 

Delaware Bankruptcy Court unter Chapter 15. Kritisch beleuchtete 

Ziegenhagen die Entscheidung des LG Frankfurt am Main (vgl. NZI 

2025, 846), das die Anerkennung einer englischen Part-26A-Sanc-

tion-Order verweigerte – u. a. wegen fehlender Kollektivität (§  343 

InsO), nicht nachgewiesener Gegenseitigkeit (Rule-in-Gibbs-Pro-

blematik, §  328 ZPO) und des Post-Brexit nicht »wiederaufleben-

den« Brüsseler Übereinkommens – wodurch eine Anerkennungs-

barriere für UK-Restrukturierungspläne mit Wirkung gegenüber 

deutschen Gläubigern entstehe. Breiten Raum nahmen die anhän-

gigen Verfassungsbeschwerden zu den Verfahren Emag und Varta 

ein, die insbesondere eine Verletzung von Art.  14 Abs.  1 GG (Eigen-

tumsschutz bei vollständigem Equity Cram-down), Art.  3 Abs.  1 GG 

(Ausschluss von Bezugsrechten) sowie des effektiven Rechtsschut-

zes rügen. Dem hielt Ziegenhagen entgegen, dass der Schutzbe-

reich des Art.  14 Abs.  1 GG nicht eröffnet sei, wenn die Anteile im 

Vergleichsszenario wertlos wären, da eine bloße Hold-out-Position 

keinen Verfassungsschutz verdiene, und verwies auf das im StaRUG 

verankerte Schlechterstellungsverbot sowie den nachrangigen 

Rang der Gesellschafter nach §  199 InsO. Zugleich betonte er die 

legitimen Gemeinwohlziele der Sanierungsrichtlinie, die dem Gläu-

bigerschutz Vorrang einräume und Hold-out-Situationen sowie 

Dominoeffekte verhindern wolle. Abschließend gab er einen Aus-

blick auf die für das erste Halbjahr 2026 geplante Evaluierung des 

StaRUG durch das Bundesjustizministerium und die bis zum 

17.07.2026 abzuschließende Evaluierung der Sanierungsricht-

linie auf europäischer Ebene, die u. a. den Restrukturierungs-

zweck, ein mögliches Moratorium (§  49 Abs.  1 StaRUG) und die 

(v. li.) Andreas Ziegenhagen, Prof. Alberto Dello Strologo, Greg Cooney, Georg Abegg, Patrick Ehret, Dr. Katrin Stohrer 

MinRat Alexander Bornemann
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(v. li.) Dr. Andreas Spahlinger, Christophe Thevenot, Dr. Katrin Stohrer, Adam Johnson, Florian Bruder

weitere Konzentration der Restrukturierungsgerichte in den 

Blick nimmt. Auch weitere Tagungsteilnehmer beteiligten sich an 

einer regen Diskussion. Dabei wurde deutlich, dass sich die Vor-

gehensweisen und rechtskulturellen Herangehensweisen an Sa-

nierungsprojekte durchaus nach wie vor zum Teil deutlich unter-

scheiden und bereits bei der Arbeitsweise und der Zugänglichkeit 

von Insolvenzrichtern und Insolvenzpraktikern beginnen und über 

die rechtliche Wirkweise von Restrukturierungsplänen bis zur An-

erkennung von Plänen aus anderen Jurisdiktionen reichen. 

Der erste Tagungstag endete mit einer Paneldiskussion zur 

Rolle von Gesellschaftern in der Restrukturierung. Unter der Lei-

tung des Münchner RA Florian Bruder und des Stuttgarter RA Dr. 

Andreas Spahlinger tauschten sich der Londoner Richter Adam 

Johnson, Katrin Stohrer und der französische Insolvenzverwalter 

und ehemalige Präsident der französischen Insolvenzverwalter-

vereinigung Christophe Thevenot dazu aus, ob Gesellschafter in 

der Sanierung und Restrukturierung von Gesellschaften gerne 

gesehene Sanierungsteilnehmer oder ggf. sogar Hindernisse auf 

dem Weg zu einer erfolgreichen Sanierung seien. Zunächst gab 

Florian Bruder einen kurzen Überblick über die in der EU-Restruk-

turierungsrichtlinie enthaltenen Regelungen zur Einbindung und 

Beteiligung von Gesellschaftern. Die Panelisten berichteten über 

die übliche Beteiligung und Einbindung von Gesellschaftern in 

Restrukturierungsverfahren in ihrer jeweiligen Jurisdiktion und 

die sich gegenwärtig stellenden Fragen und geführten Diskus-

sionen. Adam Johnson gestattete – nicht ohne vorab klarzustellen, 

dass es sich dabei jeweils um seine ganz persönliche Rechtsmei-

nung handle und diese nicht zwingend von anderen englischen 

Richtern geteilt werde oder auch ihn für künftige Entscheidungen 

binde – einen spannenden Einblick in einige seiner vergangenen 

Fälle und schilderte seine Sicht auf die dort relevanten rechtlichen 

Fragestellungen. Stohrer und Thevenot berichteten ebenfalls von 

ihren persönlichen Erfahrungen aus zurückliegenden Fällen und 

stellten sich auch den Fragen interessierter Kongressteilnehmer.

Entscheidungen des EuGH aus 
den Jahren 2025 und 2026

Der zweite Tagungstag startete traditionell mit einem Über-

blick des niederländischen Rechtsanwalts Lucas Kortmann, 

Amsterdam, über aktuelle Entwicklungen in der Rechtsprechung 

des Europäischen Gerichtshofs im Bereich des Europäischen 

Insolvenz rechts. Kortmann beleuchtete zum 14. Mal in Folge 

ausgewählte Entscheidungen des EuGH aus 2025 und 2026. Er 

gab einen Überblick über die aktuelle Rechtsprechung des EuGH 

zum internationalen Insolvenzrecht. Der Referent eröffnete sei-

nen Vortrag mit der Entscheidung Wibra (Urt. v. 03.04.2025 – 

C-431/23), in der der EuGH über einen im Vorfeld der Insolvenz 

vorbereiteten und unmittelbar nach Verfahrenseröffnung vollzo-

genen Betriebsübergang zu befinden hatte und die Voraus-

setzungen für die insolvenz rechtliche Ausnahme vom arbeitneh-

merschützenden Betriebsübergangsrecht eng auslegte. Sodann 

stellte Kortmann die Entscheidung SML/Maplan (Urt. v. 

19.03.2026 – C-43/25) vor, in der der EuGH entschied, dass die 

Ausnahme des Art.  13 EuInsVO 2000 nicht auf Fragen der insol-

venzrechtlichen Rangordnung von Forderungen erstreckt werden 

kann. Anschließend ging er auf die Schlussanträge des General-

anwalts Norkus vom 04.06.2026 im Verfahren Orsay (C-41/25) 

ein, wonach Art.  6 Abs.  1 EuInsVO n. F. eine konkludente Be-

schränkung der Staatenimmunität für insolvenznahe Anfech-

tungsklagen gegen Behörden anderer Mitgliedstaaten begrün-

det. Abschließend behandelte Kortmann die Entscheidung 

Shopping24 (Urt. v. 11.06.2026 – C-292/25), in der der EuGH die 

ausschließliche Zuständigkeit der Gerichte des Insolvenzstaates 

für Klagen auf Feststellung von Forderungen zur Insolvenztabel-

le auch dann bejahte, wenn bereits ein Verfahren über denselben 

Anspruch in einem anderen Mitgliedstaat anhängig ist. Der Vor-

trag verdeutlichte die fortschreitende Konkretisierung der Euro-

päischen Insolvenzverordnung durch den EuGH, insbesondere im 

Hinblick auf die internationale Zuständigkeit, die Insolvenzan-

fechtung und die Abgrenzung des insolvenzrechtlichen Sonder-

regimes gegenüber dem allgemeinen Unionsrecht.

Im Rahmen des beim EIRC zwischenzeitlich etablierten Digital 

Friday teilten zunächst der irische Rechtsanwalt Michael Kelly und 

die Kölner RAin Hildegard Allemand ihre Gedanken zur Haftung 

und Entschuldung von Geschäftsführern und Einzelunternehmern 

in Deutschland und Irland. Allemand und Kelly präsentierten ei-

nen praxisnahen Vergleich der Entschuldungsmöglichkeiten für 

Unternehmer in beiden Rechtsordnungen. Ausgangspunkt war 

eine Fallstudie zu einem Elektroingenieur, der 2019 eine Kapital-

gesellschaft gründete, für ein Bankdarlehen von 200.000  Euro 

persönlich bürgte und infolge der Insolvenz seines Hauptauftrag-

gebers selbst in die Zahlungsunfähigkeit geriet. Die Referenten 

arbeiteten heraus, dass das deutsche Recht die Pflicht zur Abwick-

lung an ein konkretes Ereignis und feste Fristen knüpfe, während 

das irische Recht keine starre zeitliche Vorgabe kenne, sondern 

eine an den Gläubigerinteressen orientierte, wertende Pflicht sta-

Kongresse & Tagungen
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tuiere. Ein zentraler Unterschied betreffe die Geschäftsleiterhaf-

tung: In Deutschland bestehe eine automatische Haftung für 

sämtliche nach dem maßgeblichen Ereignis geleisteten »verbote-

nen Zahlungen«, in Irland dagegen lediglich eine mögliche Haf-

tung wegen reckless trading. Auch bei der Insolvenzanfechtung 

zeigten sich Divergenzen, da das deutsche Recht Rückforderungen 

von Darlehenszahlungen innerhalb von zwölf Monaten vor Antrag-

stellung erlaube, während in Irland nur betrügerische oder unlau-

tere Bevorzugungen angefochten werden könnten. Im Bereich der 

Privatinsolvenz betonten Kelly und Allemand, dass Grundeigen-

tum des Unternehmers, speziell das private Wohnhaus, in beiden 

Ländern zur Insolvenzmasse zählen könne, die irischen Gerichte 

jedoch die Bedürfnisse der Familie stärker berücksichtigten. Be-

sonders praxisrelevant sei, dass Deutschland nur eine formelle 

Entschuldungsmaßnahme vorsehe, Irland hingegen drei verschie-

dene Optionen zur Restschuldbefreiung bereithalte. Zudem sei der 

Miteigentumsanteil der Ehefrau am eigengenutzten Grundstück 

nach deutschem Recht gefährdet, auch wenn die Baufinanzierung 

allein durch den Ehemann getilgt werde, während irische Schutz-

mechanismen für das Familienheim eine solche Gefährdung un-

wahrscheinlich machten. Der Vortrag verdeutlichte, dass das an-

wendbare Recht erhebliche Auswirkungen auf Haftungsrisiken und 

den Schutz des Privatvermögens unternehmerisch tätiger Perso-

nen haben kann. Für die grenzüberschreitende Beratungspraxis 

unterstrichen Kelly und Allemand den Wert einer frühzeitigen 

rechtsvergleichenden Analyse, um sowohl die geschäftliche Exis-

tenz als auch die Familienvermögenswerte bestmöglich zu sichern.

Danach wurde es noch einmal wirklich digital. Die Frankfurter 

Unternehmensberaterin Dr. Anke Nestler warf einen Blick auf die 

Bewertung von IT-Infrastruktur, Software und Domains speziell 

im Zusammenhang mit der Krise von Start-up-Unternehmen. Sie 

beschrieb zunächst den typischen Lifecycle eines Start-ups und 

identifizierte die Schwierigkeiten der Unternehmensbewertung 

nach verschiedenen Unternehmensphasen. Sie stellte heraus, 

dass der Wert junger Technologieunternehmen typischerweise in 

immateriellen Vermögenswerten – IP, Software, KI-Modellen, 

 Domains und Daten – liege, die häufig noch in der Entwicklung 

stünden, während zugleich fehlende Umsätze, hoher Cash-Burn 

und Abhängigkeit von externer Finanzierung die Bewertung er-

schwerten. Nestler führte die Teilnehmer durch die Prinzipien der 

Bewertung vor allem immaterieller Vermögenswerte. Es wurde 

deutlich, dass die Bewertung von Software, Source Codes und 

 Domains – ob zu allgemeinen oder Restrukturierungszwecken – in 

der herrschenden, dynamischen digitalen Welt alles andere als 

trivial ist und von vielen internen und externen Faktoren ab-

hängt. Als zentralen Faktor benannte sie die Reife des Unterneh-

mens: Je früher die Phase im Lebenszyklus, desto höher die Unsi-

cherheit und desto qualitativer der Bewertungsansatz, während 

erst belastbare Cashflows den verlässlichen Einsatz von Stan-

dardmethoden erlaubten. Nach den maßgeblichen Werttreibern 

digitaler Geschäftsmodelle – etwa Quellcode, Nutzerbasis, tech-

nische Lösung und Bekanntheit – betonte Nestler, dass jede Be-

wertung stets von ihrem Zweck abhänge, sei es Transaktion, Steu-

er, Rechnungslegung, Finanzierung oder Streitbeilegung. Aus 
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(v. li.) Axel Bierbach, Dr. Jochen Lambers, Dr. Charlotte Schildt, Dr. Anke Nestler, Micha Schulz, Ivo-Meinert Willrodt

insolvenz- und restrukturierungsrechtlicher Perspektive beson-

ders relevant war ihr Hinweis, dass die wirtschaftliche Separier-

barkeit und Übertragbarkeit von Vermögenswerten aus dem Un-

ternehmen ein Schlüsselaspekt in Restrukturierungsfällen sei 

und eine Klärung des rechtlichen Eigentums sowie der Nutzungs-

rechte voraussetze. Die Herausforderung bestehe darin, die 

Wertveränderung abzubilden, die eintrete, wenn ein Vermögens-

wert aus seinem bisherigen Kontext (Going Concern) herausge-

löst und in einem Asset Deal oder in der Liquidation separat ver-

wertet werde. Für die Bewertung von Software und Quellcodes 

differenzierte Nestler nach rechtlichen (Eigentum, Schutzfähig-

keit, Open-Source-Abhängigkeiten, Lizenzen), technischen 

(Funktionalität, Skalierbarkeit, Codequalität, Technologiele-

benszyklus) und wirtschaftlichen Faktoren; bei Marken und 

 Domains träten verhaltensbezogene Faktoren wie Markenbe-

kanntheit und -stärke hinzu. Methodisch stellte sie den Markt-, 

Ertrags- und Kostenansatz gegenüber und votierte für den Er-

tragswertansatz als regelmäßig vorzugswürdig, weil er am wirt-

schaftlichen Erfolg des immateriellen Vermögenswerts ansetzt, 

wobei jeder Bewertungsfall seine eigene Lösung erfordere. Als 

Orientierung verwies sie auf internationale Bewertungsstan-

dards wie die IVS und die RICS-Standards sowie auf lokale Regel-

werke, deren Eignung stets am jeweiligen Bewertungszweck zu 

messen sei. Als zentrale Erkenntnisse fasste Nestler Eigentum, 

 Separierbarkeit, künftige Nutzung, Methodenwahl nach Reife-

grad sowie Risiken und Unsicherheiten zusammen und unter-

strich damit, dass die Bewertung von Start-ups gerade wegen der 

Verbindung von hoher Innovationskraft und hoher Unsicherheit 

zugleich unverzichtbar und anspruchsvoll bleibe.

Praktische Datensicherung bei 
komplexen IT-Strukturen

Die Hamburger IT-Spezialisten Micha Schulz und Dr. Jochen 

Lambers sowie die Hamburger RAin Dr. Charlotte Schildt widme-

ten sich den praktischen Fragen rund um die Sicherung, Aus- und 

Verwertung von Hardware und Daten aus komplexen IT-Systemen in 

Insolvenz und Restrukturierung. Schulz und Lambers berichteten 

über das Handling komplexer IT-Strukturen und die Schwierigkeiten 

der Datensicherung insbesondere angesichts stetig wachsender Da-

tenvolumina. Anschaulich illustrierten sie das Praxisproblem mit 

Zitaten aus der anwaltlichen Praxis, wonach zwar Daten vorhanden 

seien, aber niemand mehr den Überblick habe und verantwortliche 

Mitarbeiter das Unternehmen bereits verlassen hätten. Die Refe-

renten gliederten ihren Vortrag entlang der drei Leitbegriffe 

 Sicherung, Komplexität und Verwertung und betonten, dass in 

einem typischen Insolvenzfall Daten sowohl innerhalb als auch 

außerhalb des Unternehmens – etwa in Cloud-Diensten, ERP-Sys-

temen und bei externen Dienstleistern – entstünden und ein voll-

ständiger Überblick daher entscheidend sei. Als zentrale Heraus-

forderung hoben sie die schiere Datenmenge hervor, die von rd. 

einem Terabyte bei einem jungen Start-up bis zu einem Petabyte 

bei einem CAD-intensiven Industrieunternehmen mit 4000  Be-

schäftigten reichen könne. Besonders praxisrelevant war ihr Hin-

weis, dass Entscheidungen über die Datenübertragung unverzüg-

lich zu treffen seien, da etwa der Download von einem Petabyte 

(1000 Terabyte) selbst über eine Gigabit-Glasfaserleitung min-

destens drei Monate dauere und Cloud-Anbieter die Übertra-

gungsraten drosseln könnten. Zur Vermeidung von Datenverlust- 

und Haftungsrisiken betonte Lambers die Notwendigkeit, 

frühzeitig administrativen Zugang zu sichern und Cybersicher-

heitsrisiken wie Ransomware, Phishing und Virenangriffe zu be-

rücksichtigen. Unter dem Stichwort der Verwertung (Cash in) 

zeigten Lambers und Schulz auf, wie sich der Wert digitaler Ver-

mögenswerte – von Unternehmens-Know-how und geistigem 

 Eigentum über Hardware bis hin zu Software – im Gläubigerinter-

esse erhalten lasse, wobei die Nutzbarkeit von Software für einen 

potenziellen Erwerber von Dokumentation und Zugangsdaten 

abhänge. Lambers wies auf Einsparpotenziale durch die Reduzie-

rung von Lizenz-, Cloud- und Vertragskosten hin. Im Bereich Da-

tenrecherche und Forensik verdeutlichte er anhand der typischen 

»Freitagnachmittagsfrage« nach einem bestimmten Vertrag den 

Nutzen strukturierter Datenanalyse und des – DSGVO-konformen  – 

Einsatzes von KI-Lösungen zur Faktenextraktion, zum Versionsver-

gleich und zur Aufdeckung von Widersprüchen in Rechtsstreitigkei-

ten. Insgesamt bot der Vortrag praxisnahe und rechtlich relevante 

Impulse dafür, wie Insolvenzverwalter IT-Systeme und Daten als 

werthaltige Bestandteile der Masse sichern und im Gläubigerinte-

resse verwerten können. Charlotte Schildt schloss den fachlichen 

Teil des 14. EIRC ab und berichtete von ihren Erfahrungen rund um 

die Ermittlung und das Auffinden von sowie den Zugang zu Unter-

nehmensdaten im internationalen Kontext. Nach Schlussworten 

von Daniel F. Fritz verabschiedeten sich die aus verschiedenen 

EU-Mitgliedstaaten angereisten Teilnehmer in Vorfreude auf den 

nächsten EIRC im kommenden Jahr. «
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